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Merſeburger Tageblatt
Bezugspreis in der Stadt für Abholer monatlich 2950

C ge wöchentlich 700 durch Boten bezogen 30060,
bei Poſtbezug 3000 (ohne Beſtellgeld). Erſcheint werk-
täglich nachmittags. Einzelnummer 125 Sonnabends200 Alle Preiſe freibleibend. Poſtſcheckkonto: Leipzig Nr.
16 654. Geſchäftsſtelle: Hälterſtraße 4. Für unerbetene Zu-
Fendungen wird k. Gewähr geleiſtet. Erfüllungsort Merſeburg.

Zeitung für Stadtu.
(Mitglied des Vereins Deutſcher Zeitungsverleger

(Kreisblatt)

Unparteiiſche
An ei en reis e 8geſpaltene Millimeter Satzraum 75z g9 p und der 3geſpaltene Millimeter Reklameraum
300 Die laufende Monatsquittung wird vom Bezieher auf
kleine Anzeigen bei deren Aufgabe mit 200 in Zahlung
genommen. Ziffergebühr 50 Porto beſonders Alle Preiſe
freibleibend. Anzeigen ſchluß vormittags 10 Uhr. Be-

legnummer wird berechnet. Fernſprecher Nr. 100.

Kreis Merſeburg
Herausgeber Ludwig Baltz)

mit Amtlichen Anzeigen der Merſeburger Kreisverwaltung und anderer Behörden
Ur. 50

rer

Mittwoch, den 28. Februar 1923. 163. Jahrgang.
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Die Räubereien werden fortgeſetzt.
Dogoutte löſt die 5chupo guſ,

Die Nachrichten aus Eſſen über Raubüberfälle meh
ren ſich. Einer ganzen Reihe Perſonen wurden die Uhren
und die geſamte Barſchaft äb genommen. Wer ſich zur
Wehr ſetzen will, wird mit dem Revolver bedroht
Die Franzoſen haben in den Straßen Eſſens Autofallen
eingerichtet und beſchlagnahmen alle Perſonenautos, deren
ſie habhaft werden können. Da die kürzlich feſtgeſetzten
Obdachloſen des Eſſener Aſyls ſich weigerten, für die Fran-
zuſen zu arbeiten, wurden ſie ſämtlich ausgewieſen.
60 Eſſener Schupobeamte wurden von den Franzoſen ver
haftet und nach Bredency transportiert. Jn Bochum, wo
ebenfalls mehrfach Autos beſchlagnahmt wurden, haben die
Frönzoöſen zehn führende Geſchäftsleute verhaftet. Jn Dort-
mund hoben die Beſatzungsbehörden in den Zeitung
ſtänden alle Exemplare der „Deutſchen Allgemeinen Zeitung“
beſchlagnahmt. In Gerolſtein wurden 60 Eiſenbahnerfa-
eiten ezvangen, ihre Wohnungen zu raumen, da ſie an
geblich Sabotage an der Bähn verübt hätten. Der Reichs
bankſtelle in Trier, die von den Franzoſen ausgehoben werden
follte, gelang es, ſich mit ihren ſämtlichen Akten, Büchern uüſw.
vechtzeitig in Sicherheit zu bringen, ſodaß die Fran
zvſen nur leere Räume vorfanden. Die Rheinlandkommiſſion
hat dem Führer der ruſſiſchen Kommuniſten Radek und
ſeinem Begleiter die Einreiſe in das beſetzte Gebiet ver-
böten.

Jn Rupferdreh haben die Franzoſen auf derStraße Lohng elder, die für eine Zeche beſtimmt waren,
beſchlagnahmt. Es handelt ſich um 260 Millionen Mark. Jn
Caub raubten ſie bei einer Hausſuchung 12 Millionen.
Der Kaufmann H. aus Eſſen wurde in der Nacht zum
Sonntag gegen 412 Uhr in der Steeler Straße von einem
betrunkenen franzöſiſchen Soldaten angehalten und unten
Bedrohung mit dem Revolver nach Wert ſachen durch-
e 2 C cſucht. Man riß ihm die Kleider auf und nahmihm gewaltſam die Uhr ab. Ein ſtädtiſcher Feuerwehrmann
wurde in der Nacht zum Sonntag in der Steeler Straßs
von acht franzöſiſchen Soldaten umſtellt und nach Geld
durchſucht Nach der Durchſuchung wurde er mißhandelt.
Am Montag Vormittag würde die Steeler Straße in der
Gegend des Waſſerturmes von etwa 18 betrunkenen frans
zöſiſchen Soldaten unſicher gemacht. Jn mehreren Ge-
ſchäften und Wirtſchaften wurden die Waren ohne Be
zahlung entnommen. Auf der Straße wurden die Leute
angehalten und auch teilweiſe ihrer Wertſachen beraubk,
Bis jetzt ſind zwei Fälle gemeldet, in denen die Franzoſen
Paſſanten ſchwe r e Verletzungen beibrachten. Gegen
11 Uhr nachts erſchienen vier franzöſiſche Offiziere und

nahmen die Ruheſtörer feſt. Sie wurden gefeſſelt und zur
Wirtſchaft „Hubertusburg“ gebracht.

Neue Schupoverhaftungen.

Februar. denEſſen, 28. Von von der Schutzpolizetwieder beſetzten Polizeiwachen haben die Franzoſen am
Donnerstag drei Polizeiwachen aufgehoben und die
Beamten feſtgenvmmen. Auf dem Bahnhof in Vohwinkek
befindet ſich eine Werbeſtelle für die Eiſenbahner
und für die Fremdenlegiön. Die Angeworbenen werden
ſofort auf Laſtkraftwagen nach Düſſeldorf gebracht. Wie man
hört, ſind im Laufe des Montag einige Anwerbungen erfolgt.

General Degoutte erließ eine Verordnung, durch
die die Schutzpolizei in Eſſen Stadt und Land aufgelöſt.
wird. Alle Beamten der Schutzpolizei werden aus dem be
ſetzten Gebiet ausgewieſen. An ihrer Stelle ſoll eine Ges
meindepolizei von höchſtens 600 Mann gebildet werden.

Aus der Chronik der Gewalt ſeien noch einige Fälle
mitgeteilt: Jn Witten iſt ein Kaufmann zu fünf Tagen
Gefängnis und 500 000 Mark Geldſtrafe und ein Buch
druckereibeſitzer zu 200 000 Mark Geldſtrafe, in Dortmund
ein Stadtſekretär, der angeblich ein beleidigendes Proteſt
ſchreiben an den franzöſiſchen Kommandanten unterzeichnet
hatte, zu vier Monaten Gefängnis und 200 000 Mark Geld
ſtrafe verurteilt worden.

Jn der Kontrollſtelle in Aplerbeck iſt ein kom-
muniſtiſcher Agitator namens Becker der kommuniſtiſche
Flugblätter in das beſetzte Gebiet bringen wollte, verhaftet
worden. Der mit ihm zuſammen reiſende kommuniſtiſcha
Abgeordnete Stoecker iſt unerkannt geblieben. Jn Hoarne
wurden am Dienstag ein Polizeimajor und ein Polizei.
leutnant verhaftet. Jn Recklinghauſen iſt ein Kurter der
Regierung von Münſter von den Franzoſen feſtgenommen
worden. Jn der Nähe des Bahnhofes Riemke haben die
Franzoſen am Dienstag erfolglos Waffendurchſuchungen vor-
genommen. Anſtelle der vor einigen Tagen abtransportierten
franzöſiſchen Kolonialtruppen ſind am Montag inVelbert, Werden und Kupferdreh neue franzöſiſche Truppen
angekommen.

Franzöſiſcher „Sieg“ über ein Damenkränzchen.

Eſſen, 27. Februar. Frauenbund hält alle
14 Tage in einem hieſigen Reſtaurant ein Damenkränz-

chen ab, in dem neben anderen Dingen beſonders die
Unterſtützüng an bedürftige Familien beraten
wird. Während der letzten Verſammlung nun drangen plötzlich
50 bis an die Zähne bewaffnete Soldaten in
das Lokal ein und trieben die Damen hinaus, wobei ſis
ihnen zum Teil nicht einmal die Zeit ließen, ihre Gardervbe
und Wertſachen mitzunehmen. Auf der Straße ſahen ſich
die Damen einem ſtarken Truppenaufgebot gegenüber. An
fünf Straßenecken ſtand je ein Maſchinengewehr. Eine
beherzte Dame, die den kommandierenden Offizier fragte
ob denn ein ſolches Aufgebot aller wehrloſer Frauen wegen
unternommen ſei, erhielt eine verneinende Antwort. Das
wurde aber Lügen geſtraft durch die Tatſache, daß unmittel-

Der

bar nach dem Weggang der Damen die Soldaten wieder
abzvgen,

Funkſtationen guf Kirchtürmen.
Düſſeldorf, 27. Februar. Hier wollten die Franzoſen

unter Gewaltandrohung die Einrichtung einer Anlage für
drahtloſe Telegraphie auf dem Turm der Jo-
haunniskürche durchführen. Es gelang bisher nicht, die
Herausgabe der Schlüſſel zum Turm zu erzwingen. Dieſer
Fall iſt um ſo bemerkenswerter, als die Franzoſen im Welt-
kriege wegen angeblicher Entweihung der Gotteshäuſer durch
Errichtung von Funkſtationen auf Kirchtürmen von ſeiten
der deutſchen Truppen eine umfangreiche Hetzpro-
paganda entfaltet haben.

Frei wird uur, wer opfern kann!

Das deutſche Volksopfer
ſei Deine Opferſtelle.

;cc;c, 42è3 ehe ]eeoeoe— e r
Frauzöſiſche Spitzel in Bochum verprügelt.

Vochum, 28. Februar. Am Dienstag ſind auf dein
Hauptbahnhof zwei Ziviliſten, zwei Schüler und der Fahr-
dienſtleiter verhaftet worden, weil vor dem Bahnhof zwei
franzöſiſche Spitzel vom Publikum verprügelt worden
waren. Der Bahnhofsvorſteher und der Pförtner, die bei
der Prügelei anweſend waren, konnten nicht verhaftes
werden, da ſie ſich rechtzeitig in Sicherheit gebracht hatten.
Jn der Stadt ſelbſt wurden ein franzöſiſcher Offizier und
ein Unteroffizier von der Menge derart verprügelt,
daß ſie polizeilichen Schutz in Anſpruch nehmen müßten.

Jn Eſſen iſt am Dienstag der Leiter des franzö-ſiſchen Spionagedienſtes im Saargebiet eingetroffen. Er hat
germaniſches Ausſehen ſpricht perfekt deutſch und zwar
hannoverſchen Dialekt. Ein übler Gaſt!

Ber Ruud der Filenbahn,
Paris, 27. Februar. Vom heutigen Tage an ſtehen die

und

Eiſenbahnen im Ruhrgebiet und im Rheinland unter fran
zöſiſch-belgiſcher Zivilverwaltung. Dieſe Verwaltung wird ſo
erfolgen, als ob dieſe Eiſenbahnen dem franzöſüſcha
belgiſchem Syſtem angeſchloſſen ſeien. Das Eiſen
bahnmaterial wird vollkommen frei ausgetauſcht werden
müſſen. Die franzöſiſchen Tarife ſollen eingeführt
werden.

Koblenz, 28. Februar. Zwiſchen dem franzöſiſchen Ober
kommiſſar für das Rheinland, Tirard, dem belgiſchen Ober
kommiſſar, Barsn Rollin-Jacquemynes, dem General De
goutte, dem Jnſpekteur Coſte und dem Finanzinſpekteur
Schweißguth wurde am Dienstag in Koblenz eine Konferenz
abgehalten, die am Mittwoch Nachmittag fortgeſetzt werden
ſoll. Verhandelt wurde über das Eiſenbahn- und Zoll-
weſen, über die Frage der Erteilung von Ausfuhrbewilli
gungen, Kohlenförderung und Kohlenverteilung.

Wie ſie belogen werden.
Eſſen, 28. Febr. Jn einer Verſammlung franzöſiſcher

Eiſenbahner in der Nähe von Eſſen wurde von faſt allen
Redner betont, die franzöſiſche Regierung habe die Eiſen
bahner ausdrücklich zu dem Zwecke angeworben, die deutſchen
Eiſenbahner zu unterſtützen. Sie ſeien daher ſehr
überraſcht geweſen, als ſie nun dazu mißbraucht
wurden, die deutſchen Eiſenbahner aus ihrer Arbeit zu
verdrängen.

Die Probleme
unſerer heutigen Hteuergeſetzgebung.

Das deutſche Steuerrecht läßt ſich in vier große Pro-
bleme einteilen: das völkerrechtliche, das ſtaatsorganiſatoriſche,
das wirtſchaftliche und das ſteuerrechtliche.

Völkerrechtlich iſt für das Steuerrecht beſtimmend der
Umſtand, daß das deutſche Volk in der Bemeſſung ſeiner
Steuerlaſten nicht mehr ſouverain iſt, da ſeine Steuern
nicht geringer ſein dürfen als die irgend eines Landes der
ehemaligen Feindbundſtaaten. Dieſe Beſtimmung iſt von
Deutſchland erfüllt. Ein ſelbſtändiger Gewwerbetreibender
mit zwei Kindern hat z. B. von einem Einkommen von
50 000 Papiermark in Deutſchland 6,2 Prozent, in Frank-
reich 1,68 Prozent, von einem Einkommen von einer Million
in Deutſchland 21,3 Prozent, in Frankreich 7,12 Prozent,
von einem Einkommen von 50 Millionen Mark in Deutſch
land 57 Prozent, in Frankreich 45 Prozent zu zahlen uſw.
in England ſind die Sätze noch geringer

Das ſtaatsorganiſatoriſche Problem wird bedingt durch
die Gliederung des Reiches in Länder und Gemeinden Das
Reich hat im Jahre 1919 durch eine gründlegende Aende-
rung der frühern Steuergeſetzgebung die von ihm benötigten
Ausgaben ſich verſchafft. Dieſe Regelung hat ſich jedoch nicht
als fehlerfrei erwieſen; vor allem waren die Ueberweiſungen
des Reiches an die Gemeinden nicht hoch genug, außerdem
kamen ſie infolge verſpäteter Auszahlung nur in entwertetem
Gelde in die Gemeindekaſſen. Jn Zukunft ſollen den Ge-
meinden neue Steuerquellen eröffnet werden: insbeſondere
iſt beabſichtigt, den Gemeinden ein Zuſchlagsrecht zur Ein-
kommenſteuer zu gewähren, das unter anderem auch der
Erziehung zur Selbſtverantwortung dienen ſoll. Auch dieſe
Quellen werden jedoch den kommenden Finanzbedarf nicht
decken

Weil mit den gegebenen Tatſachen zu rechnen iſt, müſſen
die heutigen Steuern auf der Grundlage der Erhaltung
der Privatwirtſchaft aufgebaut werden. Die Erhaltung des
Anlage- und Betriebskapitals muß nicht zuletzt im Jnter-
eſſe derjenigen, die ihr Brot aus dem Betriebe ziehen,
durchgeführt werden. Schonende Behandlung des Betriebs-
kapitals auf der einen Seite, die Beachtung der internatio
nalen und ſozialen Verpflichtungen, aus dem Kapital das
Höchſtmögliche an Steuern herauszuholen, auf der anderen
Seite ſind Geſichtspunkte, die ſich nur ſchwer miteinander
in Einklang bringen laſſen. Beſonders groß ſind die
Schwierigkeiten geworden infolge der ſchnellen Geldentwer

auch die Einführung
Rein theoretiſch

ſelbſtändiger Ge
Auch die

tung. Zu ihrer Behebung iſt u. a.
der Goldmarkbilanz vorgeſchlagen worden.
iſt dieſe zwar möglich, bei der Unzahl
werbetreibender praktiſch aber undurchführbar.
Frage der Bemeſſung der Abſchreibungen für Gebäude,
Maſchinen, Vorräte uſw. iſt brennend geworden. Eine be
friedigende Regelung aller hier ſich ergebenden Fragen iſt
bisher noch nicht möglich geweſen. Am zweckmäßigſten iſt,
ſie der freien Vereinbarung zwiſchen dem Steuerfiskus einer-
ſeits und den Steuerpflichtigen bezw. ihren Verbänden an
dererſeits zu überlaſſen.

Das ſteuertechniſche Problem ſchließlich iſt ſehr
zu löſen, weil die Steuertechnik nicht auf voller Höhe ſteht.
Auch hier bringt die Geldentwertung immer wieder Un
ruhe in die Entwicklung. Der an ſich durchaus richtige
Gedanke, die Steuern möglichſt an der Quelle zu erfaſſen,

ſchwer

(der z. B. bei der Kapitalsertragsſteuer, der Körperſchafts-
ſteuer, dem Lohnabzug uſw. verwirklicht iſt), iſt in der
Praxis doch noch nicht ganz reibungslos. Um die infolge
der Geldentwertung unvermeidliche Bevorzugung der nicht
dem Steuerabzug unterliegenden Steuerpflichtigen zu ver-
hindern, iſt das Syſtem der Vorauszahlung eingeführt wor-
den, das in Zukunft noch durch hohe Zinſen verſchärft wer
den ſoll. Nicht richtig iſt die weitverbreitete Annahme,
daß das hauptſächliche Steueraufkommen durch Lohnabzug
gebildet werde; richtig iſt vielmehr, daß infolge der außer
ordentlichen Höhe der verſchiedenen von einem Unternehmen
zu tragenden Steuern die Hauptlaſt der Steueraufbrin
gung auf dem Gewerbe ruht.

Aus dieſer kurzen Darſtellung iſt zu erſehen, wie
kompliziert in der heutigen Zeit die ſteuerlichen Fragen
liegen. Jhnen kann man nur gerecht werden durch leiden
ſchaftsloſe Erwägungen, nicht aber durch ſinnloſe Anwen-
dung von Schlagworten.
c

Generalkontrolle,

Die Kontrolle der aus dem Einbruchsgebiet exportierten
Waren ſollte nach den Befehlen der Beſatzungsbehörde ſich
nur auf Kohle und Nebenerzeugniſſe der Kohle, ſowie auf
metallurgiſche Waren erſtrecken. Seit Tagen kontrollieren
die Franzoſen aber alle Waren. Selbſt Umzugsgut



wurde ſehen weil ſich dabei ein eiſerner Küchenherd
ebefand. Die Maßnahme ſteht alſo in le Widerſpruch

mit dem Erla ß des Chefs der franzöſiſchen Feldeiſenbahn-
kommiſſibn Dem Eifenbahnpräſidenten in Eſſen war durch
eine Nöte vom 2. Februar mitgeteilt worden, daß die auf
den militariſierten Nord-Süd-Strecken befindlichen Wagen
an die Empfänger weiterbefördert werden ſollten; trotzdem
erfolgte die Weiterbeförderung der Wagen bisher nicht.

boporſteßende Beſehung Elberfelds,
Eine Drohung gegen England.

Paris, 28. Febr. Der „ZJntranſigeant“ ſchreibt: Wenn
die Engländer uns keine Zugeſtändniſſe machen, werden
wir keine andere Möglichkeit haben, als einen Eingangsweg
in das Rahrgebiiet über Elberfeld zu ſuchen. Eine
ſolche Linie gibt es. Sie zweigt von Siegburg, eine Station
vor Urbach, ab und durchläuft die unbeſetzten Teile Deutſch
lands, die nach dem Friedensvertrag entmilitariſiert ſind.

Bahnhof Bodelſchwingh beſetzt.
Am Montag wurde der Bahnhof Bodelſchwingh bei

Dortmund beſetzt. Der Eiſenbahnverkehr iſt ſtillgelegt. Der
Hauptbahnhof Bochum wurde am Dienstag für Stunde
r Mehrere Beamte wurden verhaftet und wegge-
ſchafft.

Deutſcher Proteſt un die Rheiniandkommiſſion,

Verlin, 28. Febr. Reichskommiſſar Fürſt Hatzfeld-
Wildenburg hat an den Präſidenten der Jnteralliierten
Rheinland kommiſſion eine Note gerichtet, in der er gegen
eine Reihe von Maßnahmen der Beſatzungsbehörde
proteſtiert, welche die ſchwerſten Bedrückungen und
Entbehrungen für die rheiniſche Bevölkerung zur Folge
haben. Die Note beſchäftigt ſich beſonders mit den franzöſi-
ſchen Ein griffen in den Eiſenbahnverkehr in
Trier, auf Grund deren die Reichsbahndirektion ihren Be-
trieb ein ſtellen mußte. Weiter werden eine Reihe von
Gewalttaten gegen Perſonal, Bevölkerung und Zei-
tungen aufgeführt. Zum Schluſſe wird feſtgeſtellt, daß nach
der deutſchen Auffaſſung die Verantwortung für die ſchwer-
wiegenden Folgen auf die Rheinlandkommiſſion fällt.

Pie Koſten der Ruhrbelehung.
Frankreich muß ſelbſt zahlen!

London, 27. Febr. Jm Unterhaus erklärte Bonnar
Law auf eine Anfrage, daß die Koſten der Beſatzun gs-
heere die Priorität vor den Reparationen hätten. Durch
das interalliierte Uebereinkommen vom 11. März 1922
ſeien ſie aber auf eine genau feſtgeſetzte Summe beſchränkt
worden, die nur vermehrt werden könnte, um die Ausgaben
für irgendwelche von den alliierten Mächten gemeinſam
beſchloſſene Maßnahmen zu beſtreiten. Für Mäßnahmen, die
von der belgiſchen und der franzöſiſchen Regierung ohne
Zuſtimmung der anderen alliierten Mächte
r wurden, könnte daher keine Erhöhung der
Ausgaben eintreten.

Deutſchland zahlt alles!“ Frankreich wird ſich diesmal
ſchwer getäuſcht haben und der franzöſiſche Bürger, dem
die Lüge: Deutſchland zahlt alles“ aufgetiſcht wird, wird
ſich wundern.

Frankreichs Defizit.
Paris, 28. Febr. Die bisher recht eintönige Debatte in

der Kammer über das Budgetdefizit belebte ſich am Dienstag
Nachmittag ein wenig, als der frühere Wiederaufbauminiſter
Loucheur die Tribüne beſtieg. Loucheur führte aus, nach
ſeiner Anſicht ſei es notwendig, zur Beſeitigung des Defizkts
meue Steuern zu ſchaffen. Es handle ſich um einen
vorübergehenden Fehlbetrag, der verſchwinden werde,
ſobald die beſtehenden Steuern beſſer erhoben würden. Lou-
cheur empfahl die Ausgabe einer 3 o igen Anleihe mit
vielen Gewinnen.

kin Irrſinmger.
Paris, 28. Febr. Bei Beratung der neuen Militär-

geſetze in der Kammer erklärte General Hirſchauer, man
habe keine Gewißheit dafür, daß die Entwaffnung Deutſch
lands durchgeführt ſei. Was die Reparationen anlange,
ſo habe Deutſchland ſie nicht bezahlt, ſondern von den
Geldern, die es verdiente, einen regelrechten Krieg s-
ſch a tz angeſammelt. Frankreich werde im Rheinlande ſtehen
bleiben, bis der letzte Heller bezahlt ſei, den ws zu be-
kommen habe. Das linke Rheinufer liege noch immer im
Bereich der deutſchen Kanonen. Wenn es zu einem
Kampfe komme, müſſe Frankreich un ver züglich den Rhein
überſchreiten und den Kampf auf das rechte Ufer
hinüberführen.

Das wahre Geſicht des
franzöſiſchen Jmperialismus.

Der mit franzöſiſchen Franks gekaufte rheiniſche Son-
derbündler Smeets bringt in Nro. 7 ſeiner Zeitung
„Rheiniſche Repüblik“ neben einer Liſte, in der einige hun-
dert Deutſche den Franzoſen zur Ausweiſungempfoh-
len werden, Aufforderungen an Frankreich, im Ruhrge-
biet ſcharf durchzugreifen, die an Gemeinheit wirklich nicht
mehr überboten werden können. Auch Arbeiter,
ihre internationale Geſinnung beſonderen Wert legen, werden
von dem Denunziantentum dieſes Volksverräters, der die
Arbeit eines freien deutſchen Mannes in die Knechte-
arbeit eines Kulis verwandeln will, mit Ekel ab-
rücken. Smeets führt bei der Betrachtung der Notwendig-
keit einer politiſchen Selbſtändigmachung des Rheinlandes
wörtlich folgendes aus:

„Sollten die Sozialiſten verſuchen, Streits zu ins-
zenieren oder die Grubenarbeiter die Arbeit verweigern, ſo
wende man den Belagerungszuſtand rückſichtslos an. Vor
allem Ausweiſung der renitenten Arbeiter und Beamten nach
Verbüßnung der verhängten Strafen.
Frankreich laſſe aus ſeinen indochineſiſchen Beſitzungen

eine halbe oder eine ganze Million Kulis kommen, die,
von einer Handvoll Reis lebend, ganz andere Arbeit leiſten
als unſere verwöhnten Proleten. Dann gibt es viele und
villige Kohlen. Die europäiſchen Arbeiter, die alle Menſchen
als gleich betrachten und gleichmachen wollen, ſind die
letzten, die ein Recht beſitzen, darüber Klage zu führen“.

Das iſt alſo die franzöſiſche Kulturpropaganda!
Ein gutes wenigſtens werden dieſe Ausführungen des Fran-
zöslings Smeets haben: Sie werden dem deutſchen Arbeiter,
und nicht nur dem Bergarbeiter im Ruhrgebiet, ſondern auch
dem ſchwer arbeitenden Volke im unbeſetzten Deutſchland die
Augen öffnen über die wahren Ziele der ſogenannten franzö-
ſiſ en “„Jngenieur-Aktion“. Danach bliebe dem
deutſchen Bergmann nichts anderes übrig, als dazwiſchen zu
wählen, auf die Straße geſetzt zu werden oder mit dem Kuli
aus Jndochina zuſammen in ſchwerer Arbeit ſeine Handvoll

dem Herrn Smeets nicht die Antwort ſchuldig bleiben.
An ſeinem Widerſtand werden alle Pläne, das Ruhrgebiet zu
einem Ausbeutungsobjekt des franzöſiſchen Jmperialismus
zu machen, ſcheitern. Er weiß, daß es darum geht, was
er ſich in mühſamem Ringen erkämpft hat: um die freie
Arbeit des freien deutſchen Mannes!

Ameriſas ſiründungsplun eines neuen Döſkerbundes

Waſhington, 28. Febr. Wie die „United Preß“ aus
beſter Quelle erfahren will, iſt die amerikaniſche Regierung
bereit, ſich an der Gründung eines neuen Völkerbundes zu
beteiligen, der den Zweck verfolgen würde, die Aufrechterhal-
tung des Friedens zu ſichern.

Den Frieden ſichern, das will der gegenwärtige Völ-
kerbund auch Wenigſtens wird das behauptet. Nun geht
von neuem von Amerika die Anregung auf Gründung eines
neuen Völkerbundes aus. Schön. Es kommt auf einen
mehr oder weniger ja nicht an. Aber daß der neue die-
ſelbe Farce ſein wird wie der jetzige wer zweifelt wohl
daran

Ein Landesverräter gefaßt.
Montagvormittag wurde in der

Berliner Journaliſten Walter Oehme,
Herausgebers der „Deta“ (früher Dena) eine Haus-
ſuchung durch Beamte der Abteilung la des Berliner
Polizeipräſidiums vorgenommen Oehme ſteht dem „Vor-
wärts“ zufolge in dem Verdacht, unzuläſſige Beziehungen
zur franzöſiſchen Regierung zu unterhalten. Auf Grund ver-

Wohnung des
des bisherigen

Am

traulicher Mitteilungen iſt jetzt ein Ermittlungsverfahren
gegen ihn eingeleitet worden. Das bei ihm gefundene
ſchriftliche Material wurde beſchlagnahmt. Eine Ver-
nehmung des Perſonals der „Deta“ ergab die Not-
wendigkeit, die eingeleitete Unterſuchung fortzufühern. Jn,
zwiſchen hat Oehme auch geſtanden.

Oehme iſt des Verſtoßes gegen s 92, Z. 1 des Reichs-
ſtrafgeſetzbuches verdächtig, das heißt, ihm wird vorgeworfen,
„Nachrichten, von denen er wußte, daß ihre Geheimhaltung
einer anderen Regierung gegenüber für das Wohl des Deut-
ſchen Reiches erforderlich iſt, einer fremden Regierung über-
mittelt oder öffentlich bekannt gemacht zu haben.“ Jn wel-
chem Umfang ſich der Verdacht beſtätigen wird, muß erſt die
noch im Gange befindliche Unterſuchung ergeben. Die Ein-
leitung des Verfahrens iſt auf Mitteilungen von Ange-
ſtellten des „Deta“ zurückzuführen, bei denen die journali-
ſtiſche Tätigkeit Oehmes Bedenken erregt hatte, beſonders

der Jnhalt einer an ein ausländiſches Nachrichtenbüro er-
teilten politiſchen Jnformation. So berichtete er z. B.
Ende vergangenen Jahres an das Ausland über angebliche
Meuterei und Unzufriedenheit (in der Reichswehr.

für die bedrängte Ruhrbevölkerung.
Landbund ſpenden.

Beim hieſigen Kreislandbund ſind eingegangen aus den
Gemeinden Kauern, Zöllſchen, Creypau, Hohenweiden, Cor-
betha, Atzendorf, Röglitz, Wehlitz, Biſchdorf, Emmerritz, Benn-
dorf, Dehligz a. S., Röcken, Ellerbach, Bothfeld, Nieder-
clobikau, Trebnitz, Oberelobikau, Tollwitz, Niederwünſch, Rürk-
witz, Gr. Schkorlopp 3237660 Mark, ferner von Gebr.
Zimmermann 1000 000 Mark und von deren Beamten
96 000 Mark. Das geſamte Baraufkommen beim Kreisland-
bund beträgt 4 206 876,50 Mark. Außerdem wurden ge-
ſpendet an Naturalien 62,55 Ztr. Getreide, 15 Ztr. Erbſen,
2 Ztr. Zucker, 8 Pfund Speck und 1 Ztr. Roggenmehl und
1 Ztr. Kartoffeln.
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Jn den letzten Wochen verbreitete er ſich in ſeinen Aus
landsinformationen über angebliche die deutſche Einheitsfront
erſchütternde Meinungsverſchiedenheiten innerhalb des Reichs-
kabinetts. Ferner gab er in der vergangenen Woche auch
dem Ausland die Jnformationen über das angebliche Ein-
vernehmen zwiſchen führenden Perſönlichkeiten der Reichs-
wehr und „Orgeſch-Verbänden“, ſowie über die angeblichen
Beſprechungen verſchiedener Miniſter bei General von Seeckt.
Zu gleicher Zeit, als Oehme dieſe letztere Jnformation dem
Auslande weiter gab, vermittelte er dieſe Nachricht auch
der Redaktion der „Roten Fahne“, die am 22. Februar
1923 auch den Artikel „Seeckt rüſtet zum Bürgerkrieg“
veröffentlichte Die in dieſem Artikel behaupteten Tat-
ſachen wurden durch den Reichswehrminiſter bekanntlich am
gleichen Tage im Reichstag als erfunden bezeichnet. Nach
Abſchluß der zurzeit noch ſchwebenden polizeilichen Ermitt-
lungen werden die Akten von der Berliner Polizei an die
Oberreichsanwaltſchaft abgegeben.“

Ueber das Vorleben des Herrn Oehme leſen wir fol-
gende intereſſante Einzelheiten

Herx Oehme, ſeit der Revolution ſehr vielſeitig tätsg,
war zuletzt Herausgeber der bekannten Deta-Korreſpondenz.
Man wußte, daß er rein politiſch zu den Unabhängi-
gen zähle und nahe Beziehungen zu Herrn Breitſcherd
unterhielt. Rein perſönlich genommen, wurde ihm aus den

Kreiſen der Preſſekollegen ſtarkes Mißtrauen entgegenge-
die auf acht, und die Gerüchte wollten nicht verſtummen, daß

Oehme zum Auslande Beziehungen unterhielte, die uns
ſchadeten. Trotzdem, und Das iſt beſonders bemerkenswert,
erhielt Oehme zu allen vertraulichen Preſſekonferenzen Zu-
tritt. Oehme hatte es verſtanden, ſich ſchon früher en ge
Verbindungen mit den Miniſtern Bauer, Müller-
Franken und Scheidemann zu ſchaffen. Späterhin ſtand
er mit dem Reichskanzler Wirth auf ſehr ver-

trautem Fuße, ſo daß man Wirth häufig mit Herrn
Oehme in intimſten Geſpräche und Händeſchütteln in den
Fohers des Reichstages ſehen konnte. Auch waren Oehmes
Beziehungen zu den ganz links gerichteten Elementen ein
offenes Geheimnis. Berichtete man doch, daß un mittel-
bar nach den geheimen Zuſammenkünften des
Auswärtigen Ausſchuſſes das Wichtigſte ſo-
fort gefliſſentlich Herrn Oehme übermittelt
und von dieſem in unbekannte Kanäle weitergeleitet wurde

Aus Stadt und Umgebung
zum 5keuerubzug,

Auf die im Anzeigenteil unſeres Blattes abgedruckte
Bekanntmachung betr. Steuerabzug vom Arbeitslohn, wird
beſonders hingewieſen.

Antlich find uns zur Erläuterung folgende Beiſpiele
mitgeteilt:

Zu II, 2. Lohnzahlung nach Lohnwochen.
Erfolgt die Lohnzahlung am Sonnabend einer jeden

Woche für die Zeit vom Sonnabend der vorhergehendenReis zu verdienen. Wir glauben, der deutſche Arbeiter wird bis zum Freitag der laufenden Woche, ſo iſt der Arbeits

lohn für den 24., 26., 27. und 28. Februar ſowie für
n i. und 2. März 1923 vom Steuerabzug frei zu
aſſen.
Zu II, 3a. Lohnzahlung nach Monaten nach

trägliüſch.
Ein verheirateter Arbeitnehmer mit zwei minderjährigen

Kindern wird monatlich am letzten Tage eines jeden Ka-
lendermonats nachträglich entlohnt. Bei der am 28. Feb-
ruar 1923 für die Zeit vom 1. bis zum 28. Februar1923 erfolgenden Lohnzahlung iſt der Steuerabzug nur von
34 des Geſamtarbeitslohns zu berechnen. Bezieht dieſer
Steuerpflichtige einen Monatsarbeitslohn von 200 000 Mark,
ſo ſind am 28. Februar 1923 einzubehalten: 10 v. H.
von x 200000 Mark 10 v. H. von 150 000 Mark

5 000 Mark, (200 und 2 x 1000 und 1000
11600 Mark.

3b. Lohnzahlung nach Monat im
voraus.

Arbeitnehmer mit
am 15. eines jeden

im voraus, alſo am 15. März 1923, für die Zeit vom
16. März bis zum 157 April 1923 entlohnt. Sein Mo-
natsarbeitslohn für dieſe Zeit beträgt 249 000 Mark. Hier-
von bleibt A. vom Steuerabzug frei. Unter Berückſichti-
gung der am 1. März 1923 in Kraft getretenen erhöhten Er-
mäßigungen ſind einzubehalten: 10 v. H. von x 240 000
Mark 10 v. H., von 180 000 Mark 18000 Mark (800
und 800 und 2 x 4000, und 4000 13600 4 400 Mk.

Zu II, 4. Lohnzahlung nach Vierteljahren
nachträg lich.

Ein Arbeitnehmer wird vierteljährlich nachträglich am

zwei minderjäh-
Kalendermonats

Ein verheirateter
rigen Kindern wird

31. März, 30. Juni, 30. September und am 31. De-zember entlohnt. Bei der am 31. März 1923 für die
Zeit vom 1. Januar bis zum 31. März 1923 erfol-
genden Lohnzahlung iſt der Steuerabzug nur von 11/12
des Geſamtarbeitslohns zu berechnen.

Zu II, 4. Lohnzah lung nach Vierteljahr en
äm voraus.

Arbeitnehmer wird vierteljährlich im voraus am
31. Dezember, 31. März, 30. Juni und am 390. September
entlohnt. Bei der am 31. März 1923 für die Zeit vom
1. April bis zum 30. Juni 1923 erfolgenden Lohnzahlung iſt
der Steuerabzug von 11/12 des Geſamtarbeitslohns zu be-
rechnen.

Ein

Das Höchſtmaß der Gleichgültigkeit
das Fallen der Deviſenkurſe beweiſt der Papier-

preis Ganz gleich ob der Dollar fällt oder ſteigt, das
Zeitungspapier verfolgt ſeinen Kletterkurs unbeirrt weiter.
Die Februarmitte hatte uns einen Preis von 1400 Mark
pro Kilo beſchert. Zum Märzanfang ſteigt derſelbe auf
1550 Mark „nur“ 10 Prozent mehr! Eine „be
ſcheidene“ Steigerung in Prozentſätzen, aber bei der ſchwin
delnden Höhe ſchon des Februarpreiſes doch ein Rekord des
Preiſes beim Zeitungspapier, der den Weltmarktspreis er-
heblich überſchritten hat. Rechnet man dazu die 2malige
Lohnſteigerung von je 75 Prozent (zuſammen alſo 200
Prozent gegenüber dem Januarlohn) ſo ergibt ſich eine
Mehrbelaſtung für das Druck- und Zeitungsgewerbe allein
aus dieſen beiden Faktoren, die die Bezugspreiſe der Zeie
tungen vervielfältigen müßte, wenn die Heraus
zuammenbrechen ſollen. Und alle ſchönen Worte vom Re
gierungstiſch über Preisabbau und Hilfe für die Not der
Preſſe bleiben Schall und Rauch, ſolange die Holzpreiſe von
den Forſtverwaltungen der Länder weiter hinaufgeſchraubt
werden, Kohlenpreiſe und Frachten immer weiter ſteigen
und der Reichsrat ſich nicht entſchließen kann, die vom
Reichstage beſchloſſene 2-Prozentabgabe von den Holzver
ſteigerungen zu Gunſten des Papierverbrauchs der Preſſe gut-
zuheißen. Die ſtärkſte und am ſtärkſten geſchwungene Waffe
im Kampf um die Ruhr iſt wieder die Preſſe; aber keine
Hand regt ſich, ihr wirkſam zu helfen. Das dümmſte
Volk der Welt iſt eben das Deutſche. Nach Zerſtörung ſeiner
phyſiſchen Wehr läßt es auch ſeine wichtigſten geiſtigen
Waffen verrotten und zugrunde gehen. Fatum!

Strompreiſe
Licht 1250 Mark, Kraft 1000 Mark,

0 Mark, Kraft 950 Mark je Kwſtd.
Gaspreiſe.

Für den Verbrauchsmonat Februar 1923 unter Auf-
hebung der Bekanntmachung vom 7. Februar 1923: Pri
vatgas 500 Mark, Leihmünzgas 600 Mark je Kbm. Gas
münzen werden im Verbrauchsmonat Februar noch zum bis
herigen Preiſe von 200 Mark je Stück ausgegeben. Bei
der Entleerung der Leihmünzgasmeſſer ſind den Gelder-
hebern für jede verbrauchte Münze 50 Mark nachzuzahlen.

Amtliche Fürſorgeſtelle für Kriegsbeſchädigte
und Kriegshinterbliebene des Stadtkreiſes Merſeburg. Aus
zahlung der Teuerungszulagen am Montag, dem 5. März
1923 M am Dienstag, dem 6. März 1923 N.

Einbruchsdiebſtahl.
In der vergangenen Nacht ſind vom Geſchäft Käther

Schmaleſtraße, zwei Schaukäſten erbrochen und folgende
Wäſcheſtücke geſtohlen worden: 8 bunte Barchenthemden, 1
Hemdentuch, 8 Paar Socken, l ſchwarze Strickweſte, 1 Ober-
hemd, 1 evup. Hemdentuch, 1 eoup. Rocktuch, 1 roup. Wiſch
tuchſtoff und Schürzenſtoff. Die Täter, 3 Mann, konnten
in aller Ruhe ihre Beute beiſejte ſchaffen, obwohl an
der Nachbarſchaft ihr Tun bemerkt wurde.

Die Errichtung einer Oberrealfchule.
Die Beratungen über die Errichtung einer höheren

Lehranſtalt auf realer Grundlage, die vorgeſtern zwiſchen
Vertretern des Kultusminiſteriums, des Magiſtrats und der
Induſtrie begannen, nahmen geſtern unter dem Vorſitz des
Oberbürgermeiſters ihren Fortgang. Es beſtand Einmütigkeit
darin, daß für Merſeburg eine Oberrealſchule ein unab
weisbares Bedürfnis iſt. Weiter herrſchte darin Einſtimmigkeit
daß die Stadt nicht leiſtungsfähig iſt, um eine ſolche Schule
aus eigenen Mitteln errichten zu können. Der Vertreter
des Kultusminiſters, Regierungsrat Dr. Landé, betonte, daß
geldliche Leiſtungen des Staates nicht zu erwarten ſeien
Und daß nur unter der Annahme verhandelt werden könne,
wenn das Reich 75 Prozent zu den Gehältern zuzahle.
Eine ſtaatliche Schule komme nicht in Frage. Der Finanz-
miniſter verlange ſogar aus Erſparnisgründen einen Abbau
der höheren Schulen. Die Beteiligten gaben die Erklärung
ab, daß ſie den guten Willen hätten, die Errichtung der
Schule durch Zuſchüſſe zu unterſtützen. Die Vertreter der
Gruben betonten aber, daß die laufenden Zuſchüſſe zeitlich
begrenzt ſein müßten. Auf dieſer Grundlage, hob Oberbürgert
meiſter, Hertzog hervor, ſei es der Stadt nicht möglich, die
Verpflichtung zu übernehmen. Er betonte weiter, daß die
Stadt bereit ſei, 10 Prozent zu übernehmen. Jm Laufe der
Verhandlungen machte der Oberbürgermeiſter folgende Vor
ſchläge für die Verteilung der ungedeckten ſachlichen und
perſönlichen Koſten. Stadt und Landkreis Merſeburg je
10 Prozent, Gruben, Landwirtſchaft, Leunawerke und die
übrige Induſtrie zuſammen 80 Prozent. Die Wahrſchein

gegen

für Monat März 1923
Doppeltarif: Licht 130

lichkeit, für die Merſeburger Oberrealſchule die 75 Prozent zu
erreichen, iſt dann größer, wenn die Anerkennung der

geber nicht.

So

e



Müchelner Oberrealſchule nur unter der Bedingung
ihrer ſpäteren Verlegung nach Merſeburg erfolgt.

Eine Entſcheidung iſt in den
nicht erfolgt.

Der Thegterverein
heute mitgeteiltiſt geſichert. Wie uns wird, haben ſichbereits über 1500 Perſonen in die Liſten bei Herrn Pouch

eingetragen. Dies Ergebnis iſt äußerſt erfreulich. Vor-
ausſichtlich werden jetzt drei Gruppen gebildet werden, die
umſchichtig die Aufführungen beſuchen.

Porto- und Eiſenbahntariferhöhnng.
Morgen treten die neuen Preiſe für Poſt und Eiſenbahn

in Kraft. Bei beiden werden die Preiſe durchweg ver-
doppelt. Eine Neuerung im Briefverkehr fällt auf: Während
bis jetzt nur Briefe bis 250 Gramm zuläſſig waren, iſt die
Grenze dafür auf 500 Gramm erhöht. Bei der Eiſenbahn
beträgt die Mindeſtzone 8 Kilometer.

Abbau der Reichseiſenbahntarife?
Am Dienstag Nachmittag fand eine Kabinettsſitzung

ſtatt, in der ſich die Reichsregierung insbeſondere mit den
Tarifen bei der Reichseiſenbahn und mit den Kohlenpreifen
beſchäftigte. Am 1. März werden bekanntlich die Perſonen-
tarife der Reichseiſenbahn um 100 Prozent erhöht. Aus
dieſer Maßnahme wird immer wieder gefolgert, daß auch
gleichzeitig eine Erhöhung der Gütertarife erfolgen
werde. Von einer angeblichen Erhöhung der Gütertarife
zum 1. März iſt an zuſtändiger Stelle nichts bekannt.
Richtig iſt vielmehr, daß man innerhalb der Reichsregierung
die Frage prüft, inwieweit man einen Abbau der Eiſen-
bahntarife vornehmen kann, ohne die Bilanzierung des Eiſen-
bahnbetriebes in Frage zu ſtellen.

Regierung und Preisabbau.
Dem LPerkehrsminiſter iſt der Vorwurf gemacht worden,

daß ſeine Preispolitik bei der Bemeſſung der Tarife einen
Preisabbau für Lebensmittel unmöglich macht. Es wer-
den jetzt Erwägungen angeſtellt, in welcher Weiſe ein Ta-
rifabbau für Lebensmittel möglich erſcheint. Es ſteht ziem-
lich feſt, daß ein ſolcher Abbau demnächſt erfolgt, und
zwar für alle wichtigeren Lebensmittel.

Regierung und Kampf gegen den Preiswucher.

„Jm Einverſtändnis mit der Reichsregierung werden die
Regierungen der Länder in Zukunft alle Verurteilungen
von Preiswuchern öffentlich mit vollem Namen des Ver-
urteilten bekanntgeben und das Urteil auch im Geſchäfts-
lokale des Verurteilten an ſichtbarer Stelle zum Aushang
bringen.

Auch geſchloſſene Geſellſchaflen unterliegen den Beſtimmungen
der Polizeiſtunde.

Auf Grund des verſchärften Notgeſetzes werden auch
Klubs und geſchloſſene Geſellſchaften den neuen Beſtim-
mungen über die Polizeiſtunde unterworfen, auch die Schank-
erlaubnis mit den beſchloſſenen Einſchränkungen muß von
ühnen nachgeſucht werden. Der Reichstag hat ferner be-
ſchloſſen, Rauſchzuſtände, die die Zurechnungsfähigkeit aus-
ſchließen, mit 2 Jahren Gefängnis zu beſtrafen, wenn
ün dieſem Zuſtande ſtrafbare Handlungen begangen wor-

Den ſind. e t
Vom Monat März.

Bis zum Jahre 153 v. Chr. war der Monat März
der erſte Monat im Jahre; demnach ſind es 2075 Jahre her,
daß der 1. März die Rechte eines Neujahrstages verloren
hat. Die Abſtammung des Lenzmonats kommt von der
lateiniſchen Bezeichnung Martius „dem Kriegsgott Mars
heilig“: der altdeutſche des Monats iſt „Lenzinmanoth“,
Lenzenmond, Frühlingsmonat. Lenzen bedeutet länger wer-
den, und da die Tage jetzt zunehmen, trägt der Monat mit
Recht dieſen Namen. Mit dem Größerwerden des Sonnen-
vbogens erwacht die Natur. Schneeglöckchen läuten den
Frühling ein, Anemonen recken ihre Köpfchen, und nicht
lange wird es dauern, ſo wird auch das ſchlichte Märzveilchen
ſich einfinden. Aber auch die Vogelwelt macht ſich wieder
bemerkbar, und Star und Lerche bringen uns die erſten
Frühlingslieder. Unter des Daches Firſt ſiedelt ſich bald
die Schwalbe an, während im Walde ſich die Droſſel im
Flöten übt. Selbſt das Geſumme der Bienen kann man
an beſonders ſchönen Tagen ſchon vornehmen.

Berjaummiungen und Peranſtaltungen,
Die Leichtathleten des Sportvereins 99 halten morgen

abend im Vereinsheim einen wichtigen Beſprechungsabend
ab. Es ſollen Richtlinien für die kommende Saiſon feſtge-
legt werden. Deshalb iſt das Erſcheinen ſämtlicher Jn-
tereſſenten erforderlich. (S. Anz.)

Die Fachgruppe 4; Chemiſche Induſtrie
in Mitteldeutſchland vom Deutſchnationalen Handlungsge-
hilfenverband veranſtaltete am 24. und 25. Februar in Halle
a. d. Saale, eine Gaufachgruppentagung, die aus
alllen Teilen Mitteldeutſchlands gut beſchickt war. Der Sonn
abend nachmittag war einer Beſprechung über oveganiſato-
riſche Fragen vorbehalten. Der Leiter des Arbeitsamtes
Merkel- Halle gab einen Bericht über die bisherigen erfreu-
lichen Fortſchritte. Am Sonntag, dem 25. 2. fand eine
gut beſuchte Kundgebung vormittags 10 Uhr ſtatt. Herr
Kupit- Magdeburg ſprach über die Betriebsrätewahlen und
die Tätigkeit der Betriebsräte. Anſchließend daran, ſprach
Herr Merkel über „Der Kaufmannsgehilfe in der chemi-
ſchen Jnduſtrie“ und dann der bekannte Volkswirtſchaftler
Des D. H. V. Herr Dr. Jahn-Berlin über „Die chem. Jn-
duſtrie und Deutſchlands Zukunft.“ Zum Schluß wurde von
Herrn Saſſe-Deſſau ein Bericht über den Stand der Ver-
handlungen über den neuen Manteltarifvertrag gegeben. Jn
der ſich anſchließenden Ausſprache, die ſich auf bemerkens-
werter Höhe hielt, wurde von den verſchiedenen ehrenamt-
lichen Mitarbeitern zu 'all den angeſchnittenen Fragen Stel-
lung genommen und von den Referenten reſtloſe Aufklärung
gegeben. Ein Schlußwort des Herrn Gauvorſtehers Bau
dach-Halle faßte die weſentlichſten Punkte der Tagung zu-
ſammen. Mit einem Treuegelöbnis für Volk und Vater-
land fand die jeden Teilnehmer befriedigende Tagung ihr
Ende. Zu erwähnen iſt noch, daß eine Entſchließung ange-
nommen wurde, in der gefordert wird, daß die Verhand-
lungen über den neuen Manteltarif allerſchnellſtens wieder
aufgenommen und zu Ende geführt werden und daß der
Tarifkommiſſion dos vollſte Vertrauen für die eingenommene
Haltung ausgeſprochen wurde.

R

Lärm im Halliſchen Stadtparlament.
Halle, 27. Februar. Jm Verlaufe der geſtrigen Dauer-

fitzung der Stadtverordneten kam es bei der Abſtimmung
über die Verpachtung des Gutes Seeben zu ſchweren
Zwiſchenfällen. Bei der Abſtimmung ergab ſich, daß
33 bürgerliche Stimmen gegen 32 linke Stimmen für die
Weiterverpachtung waren. Der Vorſitzende ine die Sitzung

en des ungeheuren Lärms, an dem ſich auch
die Tribüne beteiligte, ſchließen.
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geſtrigen Beratungen Letzte Depeſchen
Dußnſinnskuten der Franmzoſen,

BVochum, 28. Februar. (Eigener Drahtbericht.) In
Bochum üben die Franzoſen ſeit den heutigen frühen
Morgenſtunden eine wahre Schreckensherrſchaft aus.
Sie holen die Schupobeamten gewaltſam aus ihren Quar-
tieren bzw. Wohnungen, reißen ihnen die Kleider vom
Leibe und mißhandeln ſie mit Reitpeitſchen. Die Stimmung
der Bevölkerung iſt auf einen Siedepunkt der Er-
bitterung angelangt, ſo daß ſtündlich ernſthafte Aus-
vbrüche der Volksleidenſchaft erwartet werden
können.

ötrafmaßnaßmen der Framoſen,
Duisburg, 28. Februar. (Eigener Drahtbericht.) An

kannt, daß alle Vergehen gegen die franzöſiſchen Ver-
ordnungen mit Strafen bis zu 5 Jahren Gefängnis und
10 Millionen Mark Geldſtrafe belegt werden: falls nicht
die Militärgeſetze höhere Strafen vorſehen. Eine weitere
Verordnung beſagt, daß alle Verbrechen und Vergehen
gegen die Beſatzungstruppen und alle Sabotageakte gegen
die Verkehrsmittel ſchwer geahndet werden. Werden die
Täter nicht ermittelt, ſo ſollen dafür in den betreffenden
Orten die verantwortlichen Beamten verhaftet werden.

Ber Miliurdendiebſtaußl,
London, 28. Februar. (Eigener Drahtbericht.) Zur

Beſchlagnahme der 13 Milliarden Mark durch die Franzoſen
ſchreibt „Daily Chroniele“: Die Welt erlebt das außer-
ordentliche Schauſpiel, daß eine alliierte Regierung das
Geld einer anderen ſtiehlt und ſich weigert, es wieder zu
erſtatten, nachdem ſie auf den Diebſtahl hingewieſen worden
iſt.

binberufung belgiſcher Derkehßrsbeumter,
Brüſſel, 28. Febr. Die belgiſche Militärbehörde hat am

Dienstag den Beamten der belgiſchen Staatsbahnen und
des Poſt-, Telegraphen- und Telefondienſtes durch Ver
ordnung ihrer vorgeſetzten Behörden Einberufungen zum
Dienſte in den beſetzten Gebieten Deutſchlands zugehen
laſſen.

Ber Heutige Poſlarſtund: 22 756,
Berlin, 28. Februar. (Eigener Drahtbericht.) Der Dol-

lar notierte heute vorbörslich 22 625--22 750, mittags
1 Uhr 22 750.

Der neue Oberkommiſſur für Danzig.
London, 28. Febr. Der Rat des Völkerbundes hat

Oberſtleutnat Mac d'Oneill zum Nachfolger von Ge-
neral Haking als Oberkommiſſar für die Freiſtadt
Danzig ernannt.

Abberufung aller Kriegsſchiffe gus 3myrng,
Paris, 28. Februar. Die Vertreter der alliierten

Mächte in Senhyrna teilen mit, daß (ſie, um eine Ver
ſöhnung herbeizuführen, angeordnet hätten, jene Einheiten,
die ſie infolge der Zwiſchenfälle Anfang Februar dorthin
entſandt hätten, zurückzuziehen.

Durch Starkſtrom getötet.
Benndorf, 27. Februar. Durch Starkſtrom getötet wurde

der elfjährige Sohn des Hüttenmannes Lindau, Der Junge
hatte an der Transformatorenſtation der Kleinbahn bei der
Halteſtelle Bad Anna herumgeſpielt. Jn der Anlage war
von unberufener Seite ein Schutzbrett entfernt worden.
Durch die entſtandene Lücke griff der Knabe zwiſchen die
Leitungsdrähte. Mit ſtarken Brandwunden brach er tot
zuſammen.

Aus Provinz und Reich
Ein 570 Millionen- Diebſtahl aufgeklärt.

Berlin, 27. Februar. Eine franzöſiſche Geſellſchaft
Goldaufkäufern hatte im Dezember v. im Orient,

beſonders in der Türkei, für 600 000 Frank Gold zu
ſammengekauft. Um das Geld, deſſen Ausfuhr aus der
Türkei verboten iſt, über die Grenze zu ſchmuggeln, packten
es die Aufkäufer in kleine Kiſtchen und dieſe in einen Sack,
den ſie falſch ſignierten und deklarierten. Am 23. De-
zember war in dem Simplon-Expreßzug von dem Sack die
Plombe abgegangen, was ein aus Modena ſtammender Apo-
theker, Aimaretti, der als Schlafwagenkontrolleur angeſtellt
war, bemerkte, Er unterſuchte nun die Kiſtchen, fand ſie
mit Gold gefüllt und brachte den ganzen Sack heimlich auf
die Seite und nahm ihn mit, als er in Venedig ausſtieg.
Dann telegraphierte er an ein Fräulein Lagrange in Paris,
eine frühere Freundin, und forderte ſie auf, nach Venedig
zu kommen, um ihm beim Fortſchaffen der Beute zu helfen

von

Fräulein Lagrange brachte dann auch die Kiſtchen nach
Paris. Jnzwiſchen war aber der Diebſtahl bekannt ges
worden und es dauerte auch nicht lange, ſo wurde das
Fräulein in Paris feſtgenommen, der Apotheker aber blieb
verſchwunden. Die Ermittlungen der Pariſer Polizei er
gaben, daß ſich der Dieb unter dem Namen Lawſon über
Belgien nach Deutſchland gewandt hatte und in Berlin
aufhalten ſollte. Jn der Tat war der Apotheker auch
in Berlin geweſen, hatte ſich aber dann für einige Tage nach
Schweden begeben. Jnzwiſchen hatte ſich die Berliner Krimi-
nalpolizei der Sache angenommen, und es gelang ihr auch,
den Apotheker geſtern bei ſeiner Rückkehr aus Schweden
auf dem Stettiner Bahnhof feſtzunehmen. Bei ſeiner Ver-
nehmung gibt er an, daß es ihm in Deutſchland ſchwer goé-
fallen ſei, ſein Gold umzuwechſeln. Schließlich hätten ihm
zwei Männer in Köln einige Goldkiſtchen abgekauft. Dann
ſei er gleich nach Berlin gefahren und habe hier im Hotel
Eſplanade gewohnt, ſei aber dann in ein kleines Penſionat.
gezogen, weil er ſich nicht ſicher fühlte. Durch Vermittlung
einiger Jtaliener, die er hier kennen lernte, und die ihm
falſche ruſſiſche Papiere gegeben hätten, habe er ein Heirats-
inſerat aufgegeben, nach dem ein ruſſiſcher Großinduſtrieller
mit 500 Millionen Mark Vermögen die Bekanntſchaft einer
Dame ſuche. Er fand auch bald eine Dame, die er zunächſt
zu ſeiner Sekretärin machte, und fand ſchließlich auch auf
Grund ſeiner großen Geldmittel Verbindungen mit Ge-
ſchäftsleuten, ſo daß er ſchließlich eine größere Geſchäftsreiſe
nach Schweden unternahm. Vorher hatte er mit ſeiner
Sekretärin einen Abſtecher nach Stettin gemacht, dort Autos,
Räder, Kinogpparate und ärztliche Jnſtrumente aufgekauft,
um die Sachen ſpäter nach Jtalien mitzunehmen.

Bei ſeiner Verhaftung beſaß der Apotheker noch für
10 Millionen Mark ausländiſche Noten und erzählte, daß
er in Stettin in einem Safe noch 100 Millionen in vers
ſchiedenen Deviſen liegen habe.

S jungen

S W einemden Duisburger Anſchlagſäulen machen die Franzoſen be- S

Wieder ein Frauenmord in Berlin.
Berlin, 28. Februar. Am Dienstag früh gegen 6

Uhr ſchwemmte an der Mühlendammſchleuſe in Berlin ein
Paket an, deſſen Jnhalt ſich nach Oeffnung als ein weib-
licher Rumpf herausſtellte. Da unzweifelhaft ein Mord
vorliegt, wurde die Mordkommiſſion alarmiert. Zu dem
Funde werden nachſtehende Einzelheiten mitgeteilt:

Als gegen 6 Uhr früh der Obermaſchiniſt Otto Ziegler
das Maſchinenhaus der Mühlendammſchleuſe betreten wollte,
ſah er auf dem Waſſer ein verſchnürtes Paket treiben, das er
Aherausſiſchte. Er öffnete das Paket und mußte zu ſeinem
Entſetzen feſtſtellen, daß der Jnhalt aus dem Rumpf einer

J weiblichen Leiche beſtand. Der Torſo wurde nach dem
Schauhauſe gebracht und gleichzeitig die Mordkommiſſion

alarmiert.
Kriminalkommiſſar Trettin eilte nach dem Tatort,

wo die erſten Feſtſtellungen gemacht wurden. Alsdann be-
gab ſich die Mordkommiſſion nach dem Schauhauſe, wo in-
h zwiſchen der Gerichtsarzt Profeſſor Straub eingetroffen war.
Die Ermittelungen ergaben, daß es ſich um den Rumpf eines

Mädchens handelt, die Arme und Beine ſind mit
ſcharfen Gegenſtand abgeſchlagen. Kopf und Hals

ſind gleichfalls glatt abgetrennt. Der Torſo war erſt in
Seinen abgetrennten, alten blauen Kleiderrock, dann wieder
in eine alte Chaiſelonguedecke und dies ganze ſchließlich
in eine alte braune Portiere eingepackt und durch Stricke
feſt verſchnürt. Der Torſo kann nur wenige Tage im
Waſſer gelegen haben.

Auf die Jdentifizierung der unbekannten Leiche und
die Ermittlung des ebenfalls noch unbekannten Mörders

wird noh in Laufe. des Tages eine hohe Beohnung aus-
geſetzt werden.

Handel und Perbeßr.

Ber lin, 27. Februar. Das Deviſengeſchäft iſt außer
ordentlich ſtill geworden. Die Spekulation hält ſich gänz-
lich zurück. Dollarnoten pendelten um den Stand von
22 500——22 750. Polniſchz Noten wurden mit 48,50 49
genannt.

Amtliche Berliner Deviſenkurſe vom 27. Februnar:
Amſterdam 8967,52 9012,28, Stockholm 6009,23

6040,77, Rom 1087,27—1092,73, London 106 488, 12
107016,88, Zürich 4234,384255,62,

Paris, 1391,51 1398, 49,
Prag 668,32—671,68.

Effektenmarkt.
Februar. Jm Freiverkehr herrſchte heute

faſt alſolute Stille. Jm allgemeinen ſchien ruhige und ver-
hältnismäßig zuverſichtliche Stimmung zu herrſchen und
einige Textil- und Montanwerte, auch Bank- und Maſchinen
fabrik- Aktien fanden Nachfrage zu beſſeren Kurſen.

Die Auflegung der neuen Goldanleihe
dürfte vorausſichtlich am 12. März erfolgen, und die Zeich-
nungsfriſt 14 Tage dauern. Einzahlungen auf die Gold-
anleihe können in Dollars oder anderen hochwertigen De-
viſen, und zwar zu einem feſten Umrechnungskurs geſchehen
im Verhältniſſe der anderen Deviſen zum Dollar. Die
Pflicht zur Einzahlung wird vorausſichtlich um den 10.
April ds. Js. herum ſein, doch ſind für frühece Einzah-
lungen der Zeichner die Einräumung gewiſſer Vergünſti-
gungen geplant. Bezüglich der Ausſtattung der Anleihe
iſt bemerkenswert, daß ſie vorausſichtlich zum Kurſe von
120 pCt. rückzahlbar nach Wahl des Reiches in Gold oder
Dollar fixiert werden dürfte.

Halleſche Börſe vom 27. Februar.
(Kursnotierungen der Halleſchen Bankfirmen.)

Hall. Bankverein, alte 5600, Hall. Pfännerſchaft 38 000,
Riebeck Montan 105000, Werſch.- Weißenfels 100000, Am-
mendorf. Papier 40000, Aktienmalzf. Könnern 41000,
Eilenburger Kattun 130000, Eiſenwerk Brünner 15 200,
Halle Zimmerm. St. 14 000, Hall. Maſchinenfabr. 54000,
Glauziger Zucker 48 000, Kyffhäuſer-Hütte 19 000, Gott-
fried Lindner 30000, Wegelin und Hübner 15 400, Zeitzer

Be r lin, 27.

Maſchinen 48 000, Zuckerraffin. Halle 24 500, Halle-Hett-
ſtedt Lit. a 12 500, do do. Lit. b 12500.

Produktenmarkt.

Berlin, 27. Februar. Still und feſt. (Richtamtlich.)
Drahtgepr. Weizenroggenſtroh 19 500--21000, drahtgepr.
Haferſtroh 18 50020 000, bindfgepr. Weizenroggenſtroh
18 000--19 000, geb. Roggenlangſtroh 18000--19 000, loſe

16 000--17 000, Häckſel 210022500,
handelsübl. Heu 21 000--22 000, gutes Heu 22 000-23 000,
Kokoskuchen 38 000-40 000, Biertreber 23 000, Tweber
21 000, Haferſchalen 19000, Haferkleie 19000, Strohmehl
16 000, Palmkernſchrot 21000 für 50 Kg. einſchl. Ver
packung. Alles ab Verladeſtation.

Mittagsbörſe. (Amtlich.) Pro 50 Kg. ab Statipn:
Weizen, märk. 45 50046 500, Roggen, märk. 42 000-
43 500, Sommergerſte märk. 40 000--41000, Hafer, märk.
36 000——37 000, Mais loko Berlin 44 000--45 000, Waggon
frei Hamburg 41 000--42 000, Weizenmehl pro 100 Kg.
112 000-138 000, feinſte Marken über Notiz bezahlt,

Roggenmehl pro 100 Kg. 110 000--128 000, Weizenkleie
26 000--28 000, Roggenkleie 28 000 29 000, Raps 90000
95 000, Erbſen, Viktoria, 70000--80000, kleine Speiſe-
erbſen 50 000——60 000, Ackerbohnen 40 000--45 000, Wicken
70000-90 000, Lupinen, blaue 60 000--75 000 Seradella
100 000--130 000, Rapskuchen 32 000, Leinkuchen 60000,
Trockenſchnitzel 17 000--18 000, vollwertige Zuckerſchnitzel
26 000--28 000, Torfmelaſſe 30/70 90009500, Kartoffel-
flocken 25 000-26 000.

Metallpreiſe in Berlin am 27. Februar.
(Für 1 Kg. in Mark): Elektrolytkupfer 8650, Raffinade-

geb. Krummſtroh

kupfer 7300--7400, Weichblei 3050--3200, Rohzink 3600
3700, Aluminium 9363, Bancazinn 21700—22000, Rein-

nickel 12 500--12 700, Silber in Barren (zirka 900 f.
445 000.

Geſchäftliches.
Im Zeichen der Teuerung

ſteht die Welt. Deshalb muß die Hausfrau wenigſtens für
ein billiges Familiengetränk ſorgen. Legt ſie Wert auf
Güte und Wohlgeſchmack, ſo fällt ihr die Wahl nicht ſchwer,
zumal viele ihrer Nachbarinnen das vorzügliche Hausge-
tränk ſeit Jahrzehnten kennen und ſchätzen. Es heißt: „Kath
reiners Malzkaffe.“ Wir verweiſen auf den der heutigen
Nr. beiliegenden Proſpekt.
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Die Fulſſiner guf bindenhöße,
Roman von Reinhold Ortmann.

(Nachdruck verboten.)
mich erinnere, in ungefähr einem halben

Dann hörte unſere gute Zeit auf, und es ging uns
ziemlich ſchlecht. Er hatte bis dahin nicht ſehr viel ge-
arbeitet. Und als er nun ernſtlich damit begann, wollte
niemand ſeine Bilder kaufen.“

„Jhr machtet alſo Schulden nicht wahr?“
„Zuerſt wohl. Aber ich hatte nach den Erfahrungen

aus der letzten Lebenszeit meines Vaters ein Grauen vor.
Schulden, und weil ich ſah, daß Achim ein unpraktiſcher
Menſch iſt, nahm ich das Steuer in die Hand.“

„Du?“ fragte der alte Herr ungläubig. „Jn dieſe
kleine, verzärtelte Hand da? Jch würde nicht allzu großes
Vertrauen in ſie ſetzen.“

Nachdenklich betrachtete Signe ihre auf der Armlehne
des Seſſels liegenden ſchlanken Figur mit den wohlgepflegten
roſigen Nägeln.

„Es ſind wohl nicht immer die plumpen Finger, die
die beſte Arbeit verrichten“, ſagte ſie. „Außerdem waren
wir ja auch glücklicherweiſe weniger auf meine Hände an-
gewieſen als auf meinen Kopf. Und der kann recht erfin-
deriſch ſein, Papa.“

„Jch zweifle nicht daran, Signe. Vor deinem Kopfe
habe ich nachgerade ſchon ebenſoviel Reſpekt bekommen wie
vor deiner Zunge. Was habt ihr denn eigentlich getan?“
forſchte Falkner.

„Wir reiſten von einer Stadt zur anderen.
ſchwediſchen und franzöſiſchen Sprachunterricht,
führte Porträtaufträge aus, die ich ihm zubrachte. Wir ver-
ſchafften uns überall Zutritt in die gute Geſellſchaft: ich
unterhielt die Leute, denen ich meine kleinen Lieder vorſang
und von dem großen Genie meines Mannes vorſchwärmte.
Das muß mir auf ſehr überzeugende Weiſe gelungen ſein,
denn wir kehrten ſelten aus einer Geſellſchaft heim, ohne

[21]

„Soweit ich
Jahr.

Jch gab
und Achim

daß ſich jemand zur Porträtſitzung angemeldet hätte.“

„Mit anderen Worten
erhalten
„Wir arbeiteten Hand in

leuten ſein ſoll. War es denn nicht gut ſo?“
„Das iſt Sache der Auffaſſung. Für Achim mag es

ein Glück ſein, eine ſo geſchäftstüchtige Frau zu haben.
Denn weil er es auf dieſe Weiſe ſchwerlich zur Berühmtheit
bringen wird, dürfte er ja auch weiterhin auf die Zauber-
kraft deiner kleinen Lieder angewieſen ſein.“

„Hier in Tiefenbrunn, Papa? Er trägt ſich
ſoviel ich weiß, mit dem Gedanken, hier zu bleiben.“

„Davon weiß ich nichts. Und ich zweifle, daß ſich
eine ſolche Abſicht ausführen laſſen würde. Solange ich
lebe meinetwegen. Aber wenn dies Haus erſt einmal
in anderen Beſitz übergegangen iſt, werdet ihr es in Tiefen-

mein Sohn ließ ſich von
dir

EheHand, wie es unter

doch,

brunn vielleicht nicht mehr ſehr behaglich finden.“
„Haſt du denn die Abſicht, es zu verkaufen?“
„Nein. Aber es iſt beſtimmt, nach meinem Tode einem

gemeinnützigen Zweck zu dienen. Mein Haus wie mein
Vermögen, liebe Signe! Es wird gut ſein, wenn ihr euch
über dieſe Dinge keine trügeriſchen Hoffnungen macht.“

Das Geſicht der jungen Frau verriet nicht,
überraſchende Warnung auf ſie wirkte;: es blieb unverändert
liebenswürdig und freundlich.

„Wir machen uns gar
dich noch zwanzig Jahre lang zu behalten.“
„Schön geſagt. Jch habe nichts dagegen einzuwenden.

Weil man aber in meinem Alter auch mit anderen Mög-
lichkeiten rechnen muß, und weil ich in meinen letztwilligen
Verfügungen durch das geſetzliche Erbrecht meiner Kinder
zu ſehr beſchränkt ſein würde, gedenke ich über den größten

keine Hoffnungen. Höchſtens
die,

Teil meines Beſitzes zu verfügen, ſo lange ich noch lebe.“
„Haſt du darüber ſchon mit Achim geſprochen
„Was ſollte mich dazu veranlaſſen Jch ſage es dir,

weil wir eben von eurer Zukunft reden. Und weil es ganz
gut ſein wird, wenn ihr es wißt: ich wünſche nicht, das
Vermögen, das ich erworben habe, in die Hände meiner
Kinder gelangen zu laſſen, denn es iſt keines unter ihnen,

wie die

bei dem ich es wohl aufgehoben wüßte. Meine Gründe
dafür brauchen dich nicht weiter zu beſchäftigen.“

„Willſt du, daß ich Achim das mitteile?“
„Halte es, wie du magſt. Er wird ſich's hoffentlich

nicht einfallen laſſen, mich zur Rede zu ſtellen; es wäre
nicht gut für unſer weiteres Zuſammenleben und zwecklos
obendrein. Meine Entſchlüſſe ſind längſt gefaßt. Binnen
kurzem, vielleicht noch im Verlauf dieſes Monats, wenn
mein alter Freund Bennewitz von einer großen Auslands-
reiſe zurückkommt, werden die erforderlichen notariellen
Uebertragungen ſtattfinden. Nach meinem Tode wird jedes
von euch zufrieden ſein müſſen mit dem, was ich ihm
zugedacht habe. Daß es für ein Leben in Müßiggang
und Ueberfluß nicht reicht, iſt der letzte Beweis väterlicher
Liebe, den ich euch gebe.“

So trefflich Frau Signe ſich zu
es war vielleicht doch gut, daß' ihr
dieſem Augenblick unterbrochen wurde. Es war Erika,
die ſich zu ihnen geſellte, ruhigen, heiteren Antlitzes wie
immer und mit einem gewinnenden Lächeln auf den Lippen,
als ſie die junge Frau begrüßte.

„Achim weiß noch gar nicht, daß Sie ſchon von Jhreimn

beherrſchen wußte
Geſpräch gerade in

Spaziergang zurückgekehrt ſind. Er fuchte Sie eben in
Jhreimn Zimmer und im Garten.“

„Dann iſt es wohl meine Pflicht, ſeine Sehnſucht
zu ſtillen. Jch weiß dich ja jetzt in den beſten Händen,
liebe Papa!“

Sie hauchte einen Kuß auf ſeine Stirn, nickte Erika
Es mußte doch wohl zu viel

geweſen ſein, was ihr in den letzten Minuten zugemutet;
worden war, denn als ſie in ihrem Zimmer angelangs
Wwar, preßte ſie wieder wie vorhin auf der Tiefenbrunner
Hauptſtraße die Hand auf das Herz und atmete ſchwer.

„Laß mich!“ wandte ſie ſich ihrem wenige Minuten
ſpäter eintretenden Gatten zu. „Jch fühle mich nicht wohl.
Und in ſolchen Augenblicken bin ich lieber allein.“

(Fortſetzung folgt.)

liebenswürdig zu und ging.

Dr.

Bekanntmachung.
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M. Stange, Fiſcherſtr. 22.



Beitlage zu r. 50 des Merſeburger Tageblattes
Mittwoch, den 28. Februar 1923

Sozigipolitiſche Umlchau,
Die Beratungen über die Arbeitszeitgeſetze

nehmen vorläufig in den Ausſchüſſen des Reichswirtſchafts-
vates ihren Fortgang. Bei der Uneinheitlichkeit, ja bei
der direkten Entgegengeſetztheit der „Minderheits“« und
„Mehrheits“ Gutachten des Reichswirtſchaftsrates iſt dieſer
um ein neues Gutachten erſucht worden.

Der jetzige Entſcheidungskampf, den wir im Ruhrgebiet
fäützren müſſen, läßt die Fragen, wie die der Arbeitszeit-
geſetze zurücktreten vor den Aufgaben, die unſer Abwehrkampf
auch für die Sozialpolitik täglich bringt. Es iſt ſelbſtver
ſtändlich und muß doch beſonders betont werden, daß wir
unſere geſamte Sozialpolitik heute darauf einſtellen müſſen,
Maßnahmen zu treffen, die ſofortige Wirkung haben und
unſerem Abwehrkampfe die notwendige ſozialpolitiſche Ge-
ſchloſſenheit ſichern. Jn dieſem Sinne iſt es zu begrüßen,
daß der Ausſchuß des Reichstages für ſoziale Angelegen
eiten einen Geſetzentwurf eingebracht hat, der den unter
der wirtſchaftlichen Not am meiſten leidenden Klein-
rentnern grundſätzlich dieſelben Unterſtützungsſätze ſichern
will, wie ſie die Sozialrentner genießen. Gleichzeitig iſt,
um die Notſtandsmaßnahmen für die Sozialrentner
zu ſichern, im Berichtsmonat ein Geſetzentwurf eingebracht
worden, der den Gemeinden 90 v. H. ihrer für die Sozial
rentner gemachten Aufwendungen vom Reich zurückerſtatten;
laſſen will.

Die ſchwerſte Gefahr in unſerem Abwehrkampfe an
der Ruhr iſt die einer umfangreichen Arbeitsloſigkeit. Viel-
leicht hat aus dieſem Grunde der Reichsarbeitsminiſter Dr.
Brauns dem Reichstage gerade in dieſem Augenblick (am
29. Januar) einen Geſetzentwurf einer Arbeitsloſen-
verſicherung vorgelegt. Zu dem Verſuch, die Arbeits-
ſoſenverſicherung nach den mehrmaligen bisher vergeb-
ichen Geſetzentwürfen nunmehr doch geſetzgeberiſch in die
Wege zu leiten, iſt zu ſagen, daß es im jetzigen Augenblick
als ein unfruchtbares Beginnen erſcheint, der Gefahr der
Arbeitsloſigkeit durch eine Arbeitsloſenverſicherung ent
gegentreten zu wollen. Wir müſſen uns darüber klar ſein,
daß die Arbeitsloſenverſicherung niemals die Arbeitsloſig
keit ſelbſt zu beheben oder auch nur zu bekämpfen vermag.
Weiterhin iſt bis jetzt bei uns jeder Verſuch, die Arbeits
ſoſenverſicherung Wirklichkeit werden zu laſſen, an den
Schwierigkeiten geſcheitert, die ſich rein techniſch bei den
Fragen ergeben, ob der verſicherte Arbeitsloſe wirklich un-
freiwillig arbeitslos iſt und ob er ſelbſt albes getan hat
und tut, um die Zeit ſeiner Arbeitsloſigkeit abzukürzen.
Der Entwurf ſucht dieſen Schwierigkeiten durch die Ein-
ſchaltung einer Wartezeit bis zur Auszahlung der Unter
ſtützungsſätze an den Verſicherten, durch die Beſchränkung
der Unterſtützung auf 26 Wochen innerhalb 24 Monaten
und durch die mehrmalige Meldepflicht des verſicherten

Rentenempfängern der Jnvaliden

Arbeitsloſen auf ſeinem zuſtändigen Arbeitsnachweis ent-
gegenzutreten. Daß jedoch die genannten Schwierigkeiten
hiermit nicht überwunden werden können, geht aus dem
Entwurfe ſelbſt hervor, da er gegen die Ablehnung oder
gegen die Höhe der durch den Vorſitzenden des zuſtändigen
Arbeitsnachweiſes im einzelnen Falle feſtgelegten Unter-
ſtützungsſätze ein langwieriges Verfahren mit Einſpruchs-
und Gegeneinſpruchsrecht vorſieht.

Uns ſcheint, daß es heute erforderlich iſt, Maßnahmen
zu treffen, die die Arbeitsloſigkeit ſelbſt zu beheben im-
ſtande ſind. Jn der Tat iſt im letzten Berichtsmonat ein
wenn auch ſchwaches Anwachſen der Arbeitsloſenziffer er-
folgt. Wie wäre es, wenn man die hohen von der Arbeits-
loſenverſicherung zu erwartenden Koſten z. B. für eine
Belebung der Bautätigkeit auswerten ürde Das würde
ſicherlich unſeren Abwehrkampf an der Ruhr beſſer unter-
ſtützen.

ver RKeichswehretut genehmigt.

Deutſcher Reichstag.
Berlin, 27. Februar.

Zur Erledigung gelangt eine Reihe kleinerer Vorlagen.
Der Reichsrat hat gegen die im Preſſenotgeſetz vom Reichs-
tag beſchloſſene Erhöhung der Holzabgabe von 1 Prozent
auf 2 Prozent Einſpruch erhoben Gemäß einem ſozial-
demokratiſchen Antrag wird die Vorlage nochmals an den
volkswirtſchaftlichen Ausſchuß verwieſen. Jn einer Novelle
zum Geſetz über Notſtandsmaßnahmen zur Unterſtützung von

und Angeſtelltenverſiche-
rung verlangt der Reichsrat, daß das Reich den Gemeinden
96 Prozent der veranlagten Unterſtützungsbeträge erſetzen
ſoll. Reichsregierung und Reichstagsausſchuß wollen an
80 Prozent feſthalten. Nach kurzer Debatte wird die Vor-
lage des Reichsrats abgelehnt Es bleibt alſo bei 80 Prozent.

Alsdann wird die zweite Beratung des Etats des
Reichswehr miniſteriums fortgeſetzt.

Abg. Ledebour (Unabh.) bezeichnet die Rechtslage
des Reichsmehrminiſteriums als einen ſchlagenden Beweis
dafür, daß der Reichskanzler ſein Amt noch genau ſo
auffaſſe, wie ſeinerzeit die wilhelminiſchen Miniſter. Miniſter
Geßler habe mit vollem Recht erklärt, nur ein Verrückter
könne an einen bewaffneten Widerſtand gegen die Franzoſen
denken.

Reichswehrminiſter Dr. Geßler: Es iſt richtig, daß
jetzt von Unverantwortlichen alle möglichen Kriegspläne
ausgeheckt werden, bedenklich iſt es aber, wenn kommuniſtiſche
Arbeiterführer in Betriebsräteverſammlungen den Arbeitern
vorlügen, die ruſſiſche rote Armee werde den deutſchen Ar-
beitern zu Hilfe kommen gegen Frankreich und die deutſchen
Kapitaliſten. Jch halte dieſe Agitation für ebenſo bedenklich
als jede andere Agitation die an militäriſche Aktionen
appelliert. Zu den vielen Fragen, welche die beiden Vor-
redner an mich gerichtet haben, bemerke ich, daß ich es in dieſer
kritiſchen Zeit für zweckmäßig erachte, nicht zu viele
Reden zu halten. Jch habe nicht erklärt, daß zwiſchen der

G

Reichswehr und den illegalen Organiſationen keinerbei Ber
bindungen beſtehen, ich habe vielmehr in engſter Verbindung
mit Miniſter Severing alle die beunruhigenden Nachrichten
mit größter Aufmerkſamkeit nachgeprüft. Jch halte es aber
für unmöglich, ſolchen geiſtigen Bewegungen mit dem Pols-
zeiſtock beizutommen. Jch habe alles getan, um einen An-
griff dieſer Bewegung auf die Reichswehr zu verhindern.
Die Verfolgung der illegalen Organiſationen iſt Sache dev
Polizei und des Gerichts. Nur durch Miniſter Severing
erfuhr ich, ob Reichswehrleute an verbotenen Veraſmm-
ſtellen ſind ja aufgehoben worden. Jch ſtelle mit allem
ſtellen ſind jo aufgehoben worden. Jch ſtelle mit allem
Nachdruck feſt: der Schutz der Grenze kann nur allein von der
Reichswehr mit den dazu verfaſſungsmäßig berufenen Be-
hörden durchgeführt werden. Danach iſt ein Zuſammenwirken
mit illegalen Organiſationen ausgeſchloſſen. Eifrig ver-
folge er gemeinfſam mit Miniſter Severing auch den Zweck,
zu verhindern, daß noch ſo viele verabſchiedete Offiziere und
Soldaten mit Reichswehrausweiſen herumlaufen. Auch
hinter dem General von Watter mit ſeinen Plänen ſtehe
die Reichswehr nicht. Aber gerade in dieſem Prozeß ſeien
wiederum die illegalen Rechtsorganiſationen mit der Gefahr
eines Putſches von links gegenüber begründet worden. Dar
aus ergebe ſich alſo, wie gefährlich die ſtändigen Drohungen
von links mit einer neuen Revolution ſeien. Mit ſolchen
Drohungen ſei die Linke nur der Zutreiber der andern Seite.
(Beifall.)

Abg. von Gallwitz (Dtiſchn.) nimmt in einer kurze
Erklärung die nationalen Verbände gegen die Angriffe von
links in Schutz und erklärt, ihr Tun und Treiben ſei von
vaterländiſchem Geiſt erfüllt und diene nur dem Schutze
von Recht und Ordnung.

Das Gehalt des Miniſters wird darauf bewilligt. DerHeeresetat erledigt. Morgen 2 Uhr Marineetat, Goldan
leihen Schluß 61 Uhr.

preußiſcher bundtag,
BVerlin, 27. Februar.

Die zweite Beratung des Reichshaushalts für 1923
wird fortgeſetzt mit der Einzelbeſprechung der Haushälte
der Landwirtſchaftsverwaltung. Bei den fortdauernden Aus-
gaben bemängelt

Abg. Millemit der Bezahlung der Ge
lich hapert.

Miniſter Dr. Wenndorf erkennt voll und ganz die
Bedeutung der Opfer an, die die Landwirtſchaft für die
Ruhrhilfe gebracht hat. Die Abſicht des Reichstages, die
Zahlung für Getreide unter beſtimmten Vorausſetzungen in
Stickſtoff zu leiſten, werde nicht zur Folge haben, daß
die Landwirte unter einem Mangel an Barmitteln zu leiden
haben. Jn der weiteren Ausſprache erklärt
Abg. Dr. Kaufhold (Dtſchnat.), daß im Ruh. ge
biet von einer weiteren Eintreibung der Umlage überhaupt
nicht mehr die Rede ſein dürfe. Mit der Stickſtoffbezahlun
ſolle man die Landwirte verſchonen. Jm Hauptausſchu

rg (Dtſchnat.), daß es in dieſem Jahre
treidenmlage außerordent-



hat die große Mehrheit von einer weiteren Getreideumlage
nichts e wiſſen wollen.

Miniſter Wenn dorf bemerkt, daß er alsbald nach dem
Einbruch der Franzoſen eine Kommiſſion ins neubeſetzte Ge
biet entſandt habe, um die Schäden Dieſe wer-
den voll erſetzt werden. Zur Verbilligung der Milch ſind
vom Reich 3 Milliarden zur Verfügung geſtellt. Eine davon
äſt verbraucht und beſtimmungsgemäß verwandt worden.

Abg. Kaufhold (Dtſchn.) fordert, daß der Reichskom-miſſar für Volksernährung ſich bei der Reichsgetreideſtelle

tat für ſchnellere Bezahlung des Umlagegetreides ein-
ſetzen ſolle.

Bei der Ausſprache zur Förderung der Viehzucht
tritt Abg. Dankler D. Vp.) lebhaft für ſtärkere ſtaat
liche Unterſtützung der Jmker ein. Der Hauptausſchuß hat

Fonds von 1600000 M. für Kleintierzuchtforderung
auf 2 Millionen erhöht.

Staatsſekretär Dr. Rann gibt Auskunft über die im
letzten Jahre für die Jmker gemachte ſtaatliche Aufbeſſerung.

Abg. Dankler (D. Vp.) verbreitet ſich über den Fut-
termangel im linksrheiniſchen Gebiet, namentlich in der Eifel
und Hunsrück, und über den Rückgang der dortigen Rinde
viehzucht.

Die Anträge des Hauptausſchuſſes betreffend die Be
ſtrafung wegen Nichtablieferung von Umlagegetreide und
die Bezahlung desſelben werden mit den Stimmen ſämtlicherbürgerlichen Parteien angenommen. Der Antrag des
Hauptausſchuſſes, bei der Reichsregierung darauf hinzu
wirken, daß von jeder weiteren Umlage des Getreides Ab.
ſtand genommen wird, wird angenommen Ebenſo wird ein
Zentrumsantrag auf Sicherſtellung des Stickſtoffbe-
darfes durch Erhöhung der Jnlandproduktion angenom-
men. Namentlich abgeſtimmt wird über den Antrag der De-
mokraten, die ſelbſtändige Ackernahrung nicht auf die Größe
eines wirtſchaftlichen Werkbetriebes, ſondern ſo hoch feſtzu-
ſetzen, wie es ein normaler bäuerlicher Familienbetrieb er-
fordert. Die Annahme des Antrages erfolgt mit 191
gegen 46 Stimmen.

Fortſetzung der Haushaltsberatung Mittwoch 12 Uhr,
Schluß 46 Uhr.

ßer Eutſchücligungsgnſpruch der Hngeſtellten,
Schlichtun gsausſchuß und Reichsgericht.
Daß die Anrufung des Schlichtungsausſchuſſes auchRNachteile für die Angeſtellten zur Folge haben es zeigt

ein Fall, den das Reichsgericht in einem Urteil vom 24.
dere 1922 (Bd. 105 S. 132) entſchieden hat. Kläger
atte auf Grund des s 84 des Betriebsrätegeſetzes den

Schlichtungsausſchuß angerufen, und dieſer hatte den Ar
beitgeber rer den rrrr entweder weiter zu
beſchäftigen, oder ihm eine Entſchädigung von 2400
Mark zu gewähren. Der Angeſtellte hatte dann weiter bei
den ordentlichen Gerichten mit der Behauptung, daß ſeine
friſtloſe Entlaſſung unbegründet geweſen ſei, für den Reſt
des Vierteljahres Gehalt und Proviſion mit annähernd 6000
Mark eingeklagt. Dieſe Klage iſt vom Reichsgericht abge
weſen w.

r Kläger hatte behauptet, ſein bürgerlich-rechtlicherAnſpruch auf Gehalt und Proviſion ſtehe rn ger n n
Entſchädigungsanſpruch zu, den ihm der Schlichtungsaus-
g. ren habe. Dieſe Auffaſſung bezeichnet das

gericht als jedes ſachlichen Grundes entbehrend. Es

könnte nun in Frage kommen, ob der Angeſtellte vielleicht
zwar ſeine bürgerlich-rechtlichen Anſprüche behalten habe, ſich
aber darauf die Entſchädigungsſumme anrechnen laſſen müſſe:
aber das Reichsgericht ver wirft auch dieſe Auffaſſung, ob
wohl es zugibt, daß die Billigkeit unverkennbar dafür ſpreche,
auf Grund der Beſtimmungen des Betriebsrätegeſetzes.

Dieſes kennt eine Anrufung des Schlichtungsausſchuſſes
in zwei Fällen: Der eine Fall iſt der, daß die Kündigung
an ſich zivilrechtlich gültig iſt, aber deswegen auf-
gehoben wird, weil ſie vom Standpunkte des Arbeiterrechts
möglicherweiſe unerwünſcht erſcheine. Dieſe Kündigung er-
wirkt einen bedingten Entſchädigungsanſpruch zugunſten des
entlaſſenen Arbeitnehmers, der dieſem ſonſt nicht zukäme,
und der natürlicherweiſe als ein gewiſſer Ausgleich für die
Nachteile aufzufaſſen iſt, die ihm aus der zivilrechtlich nicht
zu beanſtandenden Kündigung erwachſen. Der zweite
Fall iſt der, daß die Kündigung friſtlos erfolgt iſt, daß der
Angeſtellte aber behauptet, es läge kein Grund zu einer
ſolchen friſtloſen Kündigung vor. Jn dieſem Falle kann der
Arbeitnehmer entweder den Schlichtungsausſchuß nach den
Beſtimmungen des Betriebsrätegeſetzes anrufen, oder vor
dem Gewerbe oder Kaufmannsgericht klagen Wählt er das
Erſtere, ſo iſt die Entſcheidung endgültig, weil das Be-
triebsrätegeſetz ausdrücklich vorſchreibt, daß die Entſcheidung
des Schlichtungsausſchuſſes „Recht zwiſchen dem beteiligten
Arbeitgeber und Arbeitnehmer ſchafft.“ Das Geſetz legt alſo
dieſem Spruch eine rechtsgeſtaltende Kraft dahin bei, die,
obzwar an ſich unrechtmäßige, Kündigung gegen Gewährung
der für dieſen Fall feſtzuſetzenden Entſchädigung für wirkſam
zu erklären. Der Gehaltsanſpruch fällt dann weg, weil be-
reits der Schlichtungsausſchuß ihm durch das Gebot der Wei-
terbeſchäftigung Rechnung getragen hat. Daß deſſen unge-
achtet der Arbeitgeber ſich von dieſer Weiterbeſchäftigungs-
pflicht durch Zahlung der Entſchädigung befreien kann, iſt
eben der vom Betriebsrätegeſetz neu eingeführte arbeits-
rechtliche, den Richter bindende Geſichtspunkt.

Man wird unter dieſen Umſtänden dem friſtlos ent-
laſſenen Angeſtelllten, der die Berechtigung der Entlaſſung
beſtreitet, empfehlen müſſen, den Rechtsweg zu beſchreiten,
ſtatt ſich an den Schlichtungsausſchuß zu wenden.

Um die freie Krziwahl.,
Gegen die Not der geiſtigen Arbeiter.

Der Unterausſchuß des Reichswirtſchaftsrats, dem die
Beſſerung der wirtſchaftlichen Lage der freien Berufe zur
Beratung obliegt, beſchäftigte ſich in ſeiner letzten Sitzung
mit der Frage der durch Geſetz einzuführenden freien Aerzte-
wahl bei den Krankenkaſſen uſw. Die den Krankenkaſſen
naheſtehenden Kreiſe lehnten eine geſetzliche Regelung ab.
Eine freie Arztwahl könne durch freie Vereinbarung zwiſchen
den Organiſationen der Krankenkaſſen und der Aerzte einge-
führt werden. Das Syſtem der fixierten Arztwahl biete
jedoch den Krankenkaſſen größere Vorteile Die Vertreter der
Aerzteſchaft ſprachen ſich für eine geſetzlich feſtgelegte freie
Arztwahl aus. Auch die Mehrzahl der Verſicherten hält das
perſönliche Moment in den Beziehungen zwiſchen Arzt und
Patient für ausſchlaggebend und wünſcht daher die freie
Arztwahl, Vertreter der freien Berafe befürworketen
gleichfalls eine geſetzliche Regelung der organiſierten freien
Arztwahl; ſonſt werde in Zukunft der Aerzteberuf als freier
Beruf kaum noch exiſtenz fähig bleiben. Die Ver-
treter der Arbeitnehmer befürchteten eine Mehbe-

Der und derlaſtung
durch die ren Feſtlegung der freien Arztwahl.Krankenkaſſen dadurch er i

acht gegen ſieben Stimmen wurde ſchließlich folgender Antr
angenommen: „Für die Aerzte und Zahnärzte iſt die dur
Geſetz einzuführende organiſierte freie Arztwahl bei den
Trägern der ſozialen Verſicherung Krankenkaſſen uſw.) zu
ordern.“Weiterhin wurde ein Antrag Hachenburg zur Milderung
der Notlage der Rechtsanwälte angenommen. Er
lautet: „1. Die Einſchränkung des Koalitionsrechts der Rechts
anwälte, wonach Feſtſetzung der Teuerungszuſchläge vder
ſonſtiger Honvrare nicht durch Verbände der Rechtsanwälte
beſchloſſen werden darf, iſt zu beſeitigen. 2. Es iſt eine Neu
geſtaltung der Gebührenordnung zu verlangen, welche eine
Anpaſſung an die veränderten Verhältniſſe darſtellt. 3. De
Rechtsanwälte ſind grundſätzlich bei allen Gerichten und
ſonſtigen Behörden zur Vertretung der Beteiligten zuzn-
laſſen

Politiſche Rundſchau
kahmlegung internationaler

fernſprech-Derbin dungen
Die Franzoſen gehen jetzt dazu über, internationabe

Fernſprechleitungen gußer Betrieb zu ſetzen, ſo haben
ſie am 24. Februar die Leitung Dörtmund Rotterdam
ausgeſchaltet. Die Poſtverwaltung hat hiergegen Einſpruch
erhoben und die holländiſche Verwaltung erſucht, auch ihrer
ſeits Schritte gegen dieſe Lahmkegung internationaler Fern
ſprechverbindungen zu tun.

Die Franzoſen verhängen neuerdings auch tage lange
Sperren über die Fernſprechnetze ganzer Städte, wenn
in franzöſiſchen Leitungen Störungen eintreten; ſo war das
Ortsfernſprechnetz in Hattingen (Ruhr) vom 20. Februar
abends bis zum 21. Februar, in Wetter (Ruhr) am 17. Fe
bruar ſtillgelegt.

Attentat gegen die Münchener Poſt“.
München, Februar. Geſtern kam es zu einen

Zwiſchenfall zwiſchen Sturmtrupplern der Sozialdemokraten,
die mit einer ſchwarzrot-goldenen Fahne einen Ausflug
machten, und Nativnaſozialiſten. Die Nationalſozialiſten ent
zogen ſich dem Zuſammenſtoß durch die Flucht. Jn der Nacht
wurde ein Attentat gegen das Gebäude der Münchener
Poſt“ verübt, wobei eine Handgranate durchs Fenſter go-
worfen wurde, die indeſſen nicht geſchärft war, alſo nicht
explodieren konnte. Ein zweites Fenſter wurde durch einen
Revolrerſchuß zerſtört, ein drittes Fenſter eingeſchlagen. Von
den Tätern fehlt jede Spur.

Ein römtſches Grünbuch.
Die italieniſche Regierung veröffentlicht ein Grünbuch

über die letzte Londoner und Pariſer Konferenz. Es enthält
im erſten Teil die deutſche Note an die Reparatipns-
kommiſſion ſowie das Projekt der internationalen Experten
über die Stabiliſierung der Mark und das bekannte ita-
lieniſche Projekt. Der zweite Teil enthält das Protpkols
der Pariſer Konferenz und alle dort eingereichten Projekte.
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